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Anordnungen der "IRQ" im Lande Salzburg. 

A n f r·:1 g e b e. a n t w 0 r tun g. 

Auf die iri der Sitzung des Nationalrntes vom 15.0ktoher 1..J. 

eingebr~ohte Anfrage der Abg.V 0 i t hof e r und Genossen über An­
ordnungen der "IRO" gegenüber den österreichischen Sicherheitsbehörden il:1 

Lande Salzburg gab Bundesoinister für In·neres Hel m e r die nachstehende 

Antwort: 

Nach Artikel 5, Punkt V, des Kontrollabkomoens vom_28.Juni 1946 

gehört die Repatriierung de.;t" sogenannten Versetzten Personen, die Fürsorge 

für sie und die Ausübung der rechtlichen Gewalt über sie zu den Angelegen­

heiten, die der österreichischen Bundesregierung nicht übertragen, sondern den 

alliierten Besatzungsnächten vorbehalten wurden. Auf diese Bestinruung des 

Kontrollabkol!ll:1ens gestützt, haben die drei westlichen Besat zungsoächte oi t der 

IRO Verträge geschlossen, denen zufolge die Kompetenz hinsichtlich der 

Versetzten Personen zwisohen den Besatzungsmächten und der IRO dergestalt 

geteilt wurde, das s die Fürsorge uns die Ul:lsiedlung der Flüohtlinge von der 

IRO durchgefühz:t werden sollen, während die Ausübung der Rechts-und Polizei­

gew'alt nach wie vor den alliiertep. Nilitärbehörden obliegt. 

Auf Grund dieser Regelung dürfen die von der IRQ in Österreich ver­

waltet~n DP-Lager nicht von österreichischen Sicherheitsorganen betreten 

werden. Die Durchführung von polizeilichen Jl.!f.assnnhoen ist ausschliesslich 

der alliierten Militärpolizei vorbehalten ~ 

In Anwendung dieser BestirJJungen hat die IRO in Salzburg an­

lässlich des Einschreitens einesösterreichischen Sicherheitsorganes in 

IRQ-Lager Hellbrunn im August 1948 die Landesstelle für UrJsiedlung des Al:ltes 

der Landesregierung Salzburg davon in Kenntnis gesetzt, dass es österrei­

chischen Sicherheitsorganen ohne besondere Erlaubnis nach wievornioht ge­

stattet ist(in den IRQ-Lagern selbständig Aosthhndlungen durchzuführen. Eine 

Erlaubnis hiezu könne nur dann erteilt werden, wenn. 

1) die zur Vornahme von Antshandlungen in einen IRQ-Lager beauftrag­

ten Amtsorgane oit einen schriftlichen Auftrage eines Polizei- oder Gendarmerie­

offiziers ausgestattet sind und 

2) überdies die österreichische Dienststelle, die einen derartigen 

Auftrag erteilt, vorher 1:1i t den BevollL1G.chtigten in Aagerangelegenheiten bei 

der IRO in Salzburg das Einvernehl:len gepflogen hat, der seinerseits das Ein­

treffen österrei chiseher Organe il:l Le.ger avisieren werde. 
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Eine Ausnahoe von dieser Vorgangsweise ~7Urde nur bei Gefahr 
• 

in Verzuge zugestanden. In solchen Fällen kann von einen schriftlichen 

Dienstnuftl'o.ge und von der Verständigung der IRO Salzburg Abstand genotll:1en 

werden. doch nuss siehdns Aostorgan bein Lagerpoiizeichef ausweisen und 

die Antshandlung im Beisein eines Organes der Lagerpolizei durchführen. 

Diese Aussoho.ltung des österreichisohen Sicherheitsapparates, 

bzw. die Behinderung der österreiohischen Sicherheitsorgane in ihren Dienst­

obliegenheiten zur Aufteckung von Straftaten, deren Spuren in ein solches 

DP-Lager fUhren, stellen naturgemss und tatsächlich eine schwere Gefährdung 

der öffentlichen Sioherheit dar. 

Das Bundestlinisteriunfür Inneres ist daher seit langem bestrebt, 

dicsenZustand zu änder-n. Mit den gleichen Ziele Wurden vor kurzem auch 
; 

von Acte der Landesregierung Salzburg Besprechungen mit dem Landesstab der 

IRO in Sa1zburg geführt, "vTobei die IRO sich vorbehaltlich der Zustinmung 

des USFA-Hauptquartieres in Wien grundsätzlich bereit erklärte, österrei-. 

chisohen Sicherheitsorgnnen in Ausübung ihres Dienstes den Zutritt in die 

von ihr verwalteten Ausländerlager unter folgenden Möglichkeiten zu 

gestatten! 
. . 

1) tlsterreichische Sicherheitsorgane sollen in Ausübung ihres 

Antes oder Dienstes berechtigt sein, jederzeit und ohne besondere vorherige 

Genehrnigung die IRO-Lager in Bundeslande Salzburg zu betreten und im Ein­

vcrneh1;len mit der Lagerpolizei PersonSl-nnt1 Hat1.sd1U'c!"!suchungen, Er.hebungen 

und Festnahmen durchzuführen. 

2) tlsterr~ichische Exekutivorgane sollen in entsprechender Zahl 

zus&~en oit der Lagerpolizei den ständigen Sicherheits-und tlberwachung~­

. dienst< in den IRO-Lagern versehen. 

Die diesbezüglichen Verhandlungen zrrischen der Landesregierung 

Salzburg und der'USFA-~ülitärregierung in Salzburg sind noch nicht abge~ 

schlossen, wobei das Bundesninisteriun für Inneres alles daransetzt,_uo 

beio Hauptquartier der anerikanischen Streitkräfte in Österreioh eine 

Regelung io Sinne des unter Pu~~t 1 dargelegten Vorschlages zu erwirken~ 

~!I."''O'' "--.-0"" 
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